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Gesetz zur Änderung des Bürgerlichen Gesetzbuchs 
(Reisevertragsgesetz) 

— Drucksachen 8/786, 8/2343 — 

hier: Anrufung des Vermittlungsausschusses 


Der Bundesrat hat in seiner 469. Sitzung am 16. Fe- 
bruar 1979 beschlossen, zu dem vom Deutschen Bun- 
destag am 13. Dezember 1978 verabschiedeten Gesetz 
zu verlangen, daß der Vermittlungsausschuß gemäß 
Artikel 77 Abs. 2 des Grundgesetzes aus den nach- 
stehenden Gründen einberufen wird. 


Gründe 

1. Zu Artikel 1 Nr. 1 und 2 (Überschrift des Sie- 
benten Titels und des Untertitels nach § 630 
BGB, § 651 a BGB) 

a) Nummer 1 sowie die Worte ,2. Nach § 651 
wird einfügt: „II. Reisevertrag' sind zu 
streichen. 

Demgemäß sind die Eingangsworte des Ar- 
tikels 1 wie folgt zu fassen: 

,Na(±i § 651 des Bürgerlichen Gesetzbuchs 
werden folgende Vorschriften eingefügt: 

„§ 651 a 


b) § 651 a ist wie folgt zu fassen: 

„§ 651 a 

. (1) Verpflichtet sich der Unternehmer als 
Reiseveranstalter zu einer Gesamtheit von 
Reiseleistungen, so finden die Vorschriften 
über den Werkvertrag nach Maßgabe der 
§§ 651 b, 651 c, 651 i und 651 j Anwendung. 
Von diesen Bestimmungen und von den Vor- 
schriften der §§ 633 bis 635, 638 und 639 
kann nicht zum Nachteil des Bestellers der 
Reise (Reisender) abgewichen werden. 

(2) Die Erklärung des Reiseveranstalters, 
nur Verträge mit den Personen zu vermit- 
teln, welche die einzelnen Reiseleistungen 
ausführen sollen, bleibt unberücksichtigt. 
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wenn nach den sonstigen Umständen der 
Anschein begründet wird, daß der Erklären- 
de vertraglich vorgesehene Reiseleistungen 
in eigener Verantwortung erbringt." 

Begründung 
Zu a) 

Der Bundesrat hat in seiner Stellungnahme 
zum Regierungsentwurf eines Gesetzes über 
den Reiseveranstaltungsvertrag grundlegen- 
de Bedenken gegen eine umfassende, nahe- 
zu abschließende Sonderregelung dieses 
Vertragstyps geäußert. Er hat sich insbe- 
sondere gegen den Versuch gewandt, Fra- 
gen zu regeln, die sich bereits mit Hilfe des 
geltenden Rechts befriedigend lösen lassen 
— vgl. BR-Drucksache 194/77 (Beschluß) bzw. 
BT-Drucksadie 8/786 Anlage 2. 

Der Gesetzesbeschluß wird diesen Bedenken 
nicht gerecht. Er verzichtet zwar auf die im 
Regierungsentwurf vorgesehene Einführung 
eines vom BGB abweichenden Leistungsstö- 
rungsrechts in einem Sondergesetz, behan- 
delt aber gleichwohl den Reisevertrag als 
einen vom Werkvertrag verschiedenen Ver- 
tragstyp eigener Art. Diese Konzeption führt 
zu einer unnötig umfangreichen Regelung, 
die in weiten Teilen geltendes Werkvertrags- 
recht nur leicht abgewandelt wiederholt oder 
aber sich von der geltenden Rechtslage nur 
unerheblich unterscheidet. 

Angesichts der schon bestehenden Normen- 
flut sollte eine gesetzliche Neuregelung mög- 
lichst knapp gehalten sein und sich auf die 
wirklich erforderlichen Bestimmungen be- 
schränken. Der Vorschlag sieht daher von 
der mit überflüssigen Wiederholungen ver- 
bundenen Einfügung eines gesonderten Ab- 
schnitts über den Reisevertrag in das BGB 
ab. 


Zu b) 

a) Zu § 651 a Abs. 1 

Bei einem Vertrag, der die Zusammen- 
stellung mehrerer Reiseleistungen durch 
einen Veranstalter zu einem Gesamt- 
preis zum Gegenstand hat, handelt es sich 
um einen Werkvertrag (vgl. Palandt 
38. Aufl., Einführung vor § 631 Anm. 5 — 
Reisebüro — mit weiteren Nachweisen). 
Der Einfügung eines besonderen Ab- 
schnitts in das BGB außerhalb des Werk- 
vertragsrechts für den Reisevertrag be- 
darf es daher nicht. Die erforderlichen 
Sonderbestimmungen können vielmehr 
in Ergänzung des geltenden Werkver- 
tragsrechts getroffen werden. Hierzu sol- 
len in dem vorgeschlagenen § 651 a Abs. 1 


Satz 1 die dem Absatz 1 Satz 1 des Geset- 
zesbeschlusses entsprechende Begriffsbe- 
stimmung des Reisevertrags und die für 
ihn maßgeblichen Sondervorschriften auf- 
geführt werden. 

Absatz 1 Satz 2 des Vorschlags bestimmt, 
daß von den Gewährleistungsvorschrif- 
ten des Werkvertragsrechts und von den 
vorgeschlagenen ergänzenden Sonderbe- 
stimmungen nicht zum Nachteil des Be- 
stellers einer Pauschalreise abgewichen 
werden kann. Diese Abweichung vom 
sonstigen Werkvertragsrecht rechtfertigt 
sich wegen der besonderen Schutzbedürf- 
tigkeit des Reisenden, der üblicherweise 
schon vor Reisebeginn voll bezahlen 
muß, aber auf die Art und Weise der 
Durchführung der schon vorher festgeleg- 
ten Reise keinen Einfluß mehr hat. 

Eine Handhabe gegen eine unangemes- 
sene Benachteiligung des Reisenden durch 
Allgemeine Geschäftsbedingungen bie- 
ten zwar auch die Vorschriften des AGB- 
Gesetzes. Dieser Schutz ist aber nicht 
lückenlos und bei Anwendung der Ge- 
neralklausel des § 9 Abs. 2 AGB-G nur 
bei treuwidrigen Pflichtverletzungen 
wirksam. Auch aus Gründen der Rechts- 
klarheit empfiehlt es sich, wie im Geset- 
zesbeschluß, die wesentlichsten Rechte 
des Reisenden zu seinen Gunsten unab- 
dingbar zu gestalten. 

Absatz 1 Satz 2 des Gesetzesbeschlusses 
kann als überflüssig entfallen, weil der 
Besteller einer Reise bereits nach § 631 
Abs. 1 BGB zur Entrichtung der verein- 
barten Vergütung verpflichtet ist. 

b) Zu § 651 a Abs. 2 

‘ Die vorgeschlagene Bestimmung ent- 
spricht der bisherigen Rechtsprechung 
zur sog. Vermittlerklausel (vgl. BGHZ 61, 
276 ff.). Sie soll der Rechtsklarheit die- 
nen. Von § 651 a Abs. 2 des Gesetzes- 
beschlusses unterscheidet sie sich durch 
eine redaktionelle Ergänzung (Erklärung 
„des Reiseveranstalters") sowie durch 
den Wegfall des entbehrlichen Klammer- 
zusatzes „Leistungsträger". 


§ 651 c ist wie folgt zu fassen: 

„§ 651 c 

(1) Für das Recht auf Minderung des Reise- 
preises genügt die unverzügliche Anzeige des 
Mangels. 


2. Zu Artikel 1 Nr. 2 (§ 651 c BGB) 
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(2) Bei der Wandelung des Reisevertrags ist 
der Reiseveranstalter auch verpflichtet, den Rei- 
senden zuTückzubefördern, wenn der Vertrag die 
Rückbeförderung umfaßte. Die Mehrkosten fal- 
len dem Reiseveranstalter zur Last. 

(3) Wird die Reise vereitelt oder erheblich 
beeinträchtigt, so kann der Reisende, wenn ihm 
deswegen ein Anspruch auf Schadensersatz zu- 
steht, auch wegen nutzlos aufgewendeter Ur- 
laubszeit eine angemessene Entschädigung in 
Geld verlangen." 

Begründung 

a) Zu § 651c i. d. F. des Gesetzesbeschlusses:' 

§ 651 c i. d. F. des Gesetzesbeschlusses kann 

ersatzlos entfallen. 

aa) Zu Absatz 1 : 

§ 651 c Abs. 1 entspricht § 633 Abs. 1 
BGB mit der Abweichung, daß anstatt 
von „Unternehmer" das Wort „Reise- 
veranstalter", anstatt der Worte „das 
Werk so herzustellen" die Worte „die 
Reise so zu erbringen" und anstatt des 
Wortes „Gebrauch" das Wort „Nutzen" 
gesetzt wurde. Für eine solche Bestim- 
mung ohne eigenen Regelungsgehalt be- 
steht kein Bedürfnis. 

bb) Zu Absatz 2: 

§ 651 c Abs. 2 entspricht § 633 Abs. 2 
BGB mit der Abweichung, daß die 
Worte „Werk", „Besteller", „Unterneh- 
mer" und „Beseitigung des Mangels" 
bzw, „Beseitigung" ersetzt wurden durch 
die Worte „Reise", „Reisende", „Reise- 
veranstalter" und „Abhilfe". Hierfür be- 
steht kein Bedürfnis. 

Ferner fehlt die in § 633 Abs. 2 BGB ent- 
haltene Verweisung auf § 476 a BGB. 
Ein Grund dafür, warum bei Pauschalrei- 
sen vom Grundsatz der kostenfreien 
Nachbesserung abgewichen werden soll, 
ist nicht ersichtlich. 

cc) Zu Absatz 3: 

§ 651 c Abs. 3 erschwert das Recht des 
Bestellers auf Selbstbeseitigung von 
Mängeln gegenüber § 633 Abs. 3 BGB 
dadurch, daß er die Bestimmung einer 
Frist verlangt. § 633 Abs. 3 BGB setzt 
dagegen nur voraus, daß der Unterneh- 
mer mit der Beseitigung des Mangels in 
Verzug ist, wofür eine bloße Mahnung 
genügt (§ 284 Abs. 1 BGB), allerdings 
aber ein Verschulden des Unternehmers 
erforderlich ist (§ 285 BGB). 

Die Abweichungen von den Vorschriften 
des Werkvertragsrechts sind nicht er- 
forderlich. Mahnt der Reisende wegen 


eines Mangels und schafft der Veran- 
stalter keine Abhilfe, wird im allgemei- 
nen ein schuldhaftes Verhalten des Un- 
ternehmers oder seiner Erfüllungsgehil- 
fen vorliegen. Darüber hinaus kann der 
Unternehmer im Rahmen einer sog. un- 
selbständigen Garantie für die vertrag- 
lich vereinbarten Leistungen auch ohne 
Verschulden einstehen müssen (vgl, Pa- 
landt 38. Aufl., Vorbem. vor § 633 
Anm. 3d). 

Die Rechtsstellung des Reisenden ist in 
diesen Fällen nach § 633 Abs. 3 BGB 
also günstiger als nach dem Gesetzes- 
beschluß. In den übrigen Fällen ist es 
andererseits aber durchaus sachgerecht, 
daß das für den Reiseveranstalter ein- 
schneidende Selbstbeseitigungsrecht des 
Reisenden wie allgemein im Werkver- 
tragsrecht von einem Verschulden ab- 
hängig bleibt. 

§ 651 c des Gesetzesbeschlusses kann 
damit insgesamt ersatzlos entfallen. 

b) Zur vorgeschlagenen Neufassung von § 651^ 

aa) Zu Absatz 1 : 

Nach § 634 Abs. 1 BGB bedarf es für das 
Recht auf Minderung grundsätzlich einer 
vorherigen Fristsetzung. Dies ist bei 
einer Reise, bei der Leistungen zeitlich 
aufeinanderfolgen, nicht sachgerecht, 
weil der Reisende bei einer andauernden 
Leistungsstörung für die Zeit der Rüge- 
frist im allgemeinen nicht mindern 
könnte. Der Fassungsvorschlag verzich- 
tet daher für das Recht auf Minderung 
auf das Erfordernis vorheriger Fristset- 
zung mit Ablehnungsandrohung und 
läßt wie nach § 634 Abs. 2 BGB die 
Anzeige des Mangels genügen. Diese 
soll allerdings im Interesse des Reisever- 
anstalters unverzüglich, d. h. ohne 
schuldhaftes Zögern (vgl. § 121 Abs. 1 
Satz 1 BGB), erfolgen müssen, damit als- 
bald Abhilfe geschaffen werden kann. 

Im Ergebnis entspricht der Vorschlag der 
in § 651 d des Gesetzesbeschlusses vor- 
gesehenen Regelung. 

bb) Zu Absatz 2; 

§ 651 c Abs. 2 sieht in Ergänzung der 
Vorschriften des Werkvertragsrechts 
über die Wandelung eine Rückbeförde- 
rungspflicht des Reiseveranstaltes vor. 
Er übernimmt damit den in § 651 e 
Abs. 4 des Gesetzesbeschlusses enthal- 
tenen Regelungsgehalt, der sich aus einer 
nachwirkenden Treuepflicht des Veran- 
stalters und seiner vorangegangenen 
Leistungsstörung rechtfertigt. 

Die in § 651 e Abs. 4 Satz 1 des Ge- 
setzesbeschlusses vorgesehene Ver- 
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pfliditung des Reiseveranstalters, die in- 
folge der Aufhebung des Vertrags not- 
wendigen Maßnahmen zu treffen, bedarf 
keine besonderen Erwährung, weil sie 
sich schon aus den Vorschriften über die 
Wandelung ergibt. 

cc) Zu Absatz 3: 

§ 651 c Abs. 3 übernimmt § 651 f Abs. 2 
des Gesetzesbeschlusses, mit dem die 
bisherige höchstrichterliche Rechtspre- 
chung festgeschrieben werden soll. Diese 
hat bisher Urlaub dann als Vermögens- 
wert anerkannt, wenn es sich um Erho- 
lungsurlaub handelt, der der Erhaltung 
oder Wiedererlangung der Arbeitskraft 
dient, wenn der Urlaub durch Arbeits- 
leistung verdient oder durch besondere 
Aufwendungen für eine Ersatzkraft er- 
möglicht wird (BGHZ 63, 98, 101). 

Der Vorschlag geht davon aus, daß Ab- 
satz 3 in diesem Sinne ausgelegt wird 
und Personen mit unbeschränkter Frei- 
zeit demnach keinen Ersatz für verlo- 
rene „Urlaubs"-zeit erlangen können. 


3. Zu Artikel 1 Nr. 2 (§ 651 d BGB) 

§ 651 d ist zu streichen. 

Begründung 

Der Regelungsgehalt von § 651 d des Gesetzes- 
beschlusses ist im wesentlichen in dem vorge- 
schlagenen neuen § 651 c enthalten. 


4. Zu Artikel 1 Nr. 2 (§ 651 e BGB) 

§ 651 e ist zu streichen. 

Begründung 

a) Zu § 651 e Abs. 1: 
aa) Zu Satz 1 : 

Die Regelung ist überflüssig, weil die 
nach dem Werkvertragsrecht bestehende 
Rechtslage in sich geschlossener und 
ausgewogener ist. Danach kann bei nicht 
unerheblichen Mängeln (§ 634 Abs. 3 
RGB) der Reisevertrag rückgängig ge- 
macht werden (§ 634 Abs. 1 Satz 3 BGB) 
mit der Folge, daß eine bereits bezahlte 
Vergütung zurückzuzahlen und erhaltene 
Leistungen zu vergüten sind (§§ 467, 
346 BGB). § 651 e Abs. 1 des Gesetzes- 
beschlusses läßt dagegen nur die Auf- 
hebung des Vertrags für die Zukunft zu. 
Zur Rückforderung der in aller Regel 
bereits voll entrichteten Vergütung ist 
der Reisende daher auf bereicherungs- 
rechtliche Ansprüche angewiesen, mit de- 


nen eine für bereits erhaltene Leistungen 
nach den Grundsätzen des § 471 BGB zu 
bemessende „Entschädigung“ verrechnet 
werden soll, nach einer Vorschrift also, 
die bei der Wandelung ohnehin anwend- 
bar ist. 

Vorteile dieser nur neue Rechtsprobleme 
aufwerfenden Regelung sind nicht er- 
kennbar. 

bb) Zu Satz 2: 

Für die Frage, ob ein Mangel eine nur 
unerhebliche Minderung des Wertes der 
Reise zur Folge hat, ist entscheidend, ob 
der Wert nach den beiden Teilen be- 
kannten Umständen des Falles, also auch 
unter Berücksichtigung des Vertrags- 
zwecks, als so wenig gemindert anzu- 
sehen ist, daß dem Reisenden die An- 
nahme zugemutet werden kann (vgl. 
RGRK, 11. Aufl., § 634 Anm. 6). 

Der in Absatz 1 Satz 2 des Gesetzes- 
beschlusses enthaltene Zumutbarkeits- 
gesichtspunkt ist also auch nach gelten- 
dem Werkvertragsrecht zu berücksich- 
tigen. 

Diese Regelungen des BGB müssen da- 
her nicht durch andersgeartete ersetzt 
werden. 

b) Zu § 651 e Abs. 2: 

Diese Bestimmung entspricht § 634 Abs. 1 
Satz 1 und Absatz 2 BGB mit der Abwei- 
chung, daß die Fristsetzung nicht mit einer 
Ablehnungsandrohung verbunden werden 
muß. Dieses Erfordernis ist jedoch sachge- 
recht. Die Wandelung ist ein so wesentlicher 
Einschnitt in das Vertragsverhältnis, daß der 
Vertragspartner nachdrücklich auf die be- 
vorstehende Inanspruchnahme dieses Rechts 
hingewiesen werden sollte. Für den Reisen- 
den stellt diese Obliegenheit keine zusätz- 
liche Belastung dar. 

Die Sonderregelung ist daher entbehrlich. 

c) Zu § 651 e Abs. 3: 

Nach Satz 1 verliert der Reiseveranstalter 
bei der Kündigung den Anspruch auf den 
vereinbarten Reisepreis. Bei der Wandelung 
des Werksvertrags ergibt sich die gleiche 
Rechtsfolge aus § 346 Satz 1 BGB, weil die 
dort geregelte Rückgewährpflicht gleichzei- 
tig den Untergang der Ansprüche auf die 
noch nicht erhaltenen Leistungen beinhaltet. 

Ist der Reisepreis bereits vorausbezahlt wor- 
den, erfolgt nach dem Gesetzesbeschluß die 
Rückgewähr — wie oben unter a) erwähnt — 
nach den Vorschriften der §§ 812 ff. BGB mit 
der möglichen Folge der Entreicherung des 
Empfängers (Unternehmers) nach § 818 Abs. 3 
BGB. Nach Werkvertragsrecht ist dagegen 
der gezahlte Reisepreis nach § 346 Satz 1 
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BGB ohne Rücksicht auf eine mögliche Ent- 
reicherung des Unternehmers zurückzuge- 
währen. Ein Anlaß für diese Schlechterstel- 
lung des Reisenden ist nicht ersichtlich. 

Nach Satz 2 kann der Reiseveranstalter für 
die erbrachten Leistungen eine Entschädi- 
gung seitens des Reisenden verlangen. Dies 
entspricht der Regelung des § 346 Satz 2 
BGB. 

Nach Satz 3 ist eine Entschädigung nicht zu 
entrichten, soweit die Leistungen für den 
Reisenden kein Interesse haben. Nach 
§§ 346 ff. BGB ist dagegen der gemeine Wert 
der erhaltenen Leistung zurückzuerstatten, 
der Wert der Bereicherung ist nicht maßge- 
bend (vgl. Soergel-Siebert, 10. Aufl., Rdnr. 4 
zu § 346 BGB). Da die Rechtssätze über den 
Rücktritt jedoch nur entsprechende Anwen- 
dung finden, ist eine Vergütung nur insoweit 
zu entrichten, als das Werk nach Maßgabe 
der Mängel und der Umstände des Einzel- 
falls für den Besteller von Wert ist (vgl. 
Staudinger, 11. Aufl., § 634 Rdnr. 10 

m. w. N.). 

Die Sonderregelung ist daher entbehrlich, 
d) Zu § 651 e Abs. 4: 

Der sachliche Regelungsgehalt dieser Be- 
stimmung ist in dem vorgeschlagenen § 651 c 
Abs. 2 enthalten. 

§ 651 e kann daher insgesamt gestrichen wer- 
den. 


5. Zu Artikel 1 Nr. 2 (§ 651 f BGB) 

§ 651 f ist zu streichen. ' 

Begründung 

a) § 651 f Abs. 1 unterscheidet sich von § 635 
BGB dadurch, daß Schadensersatz „unbe- 
schadet" der Minderung oder Kündigung ver- 
langt werden kann, während nach § 635 BGB 
die Voraussetzungen der Wandelung oder 
Minderung gegeben sein müssen, weil der 
Schadensersatzanspruch „statt" dieser Rechte 
besteht. Dies erscheint jedoch sachgerecht, 
weil das einschneidende Recht auf Schadens- 
ersatz wegen Nichterfüllung nicht ohne vor- 
herige Fristsetzung und Ablehnungsandro- 
hung {§ 634 BGB) gewährt werden sollte. 

Im übrigen entspricht § 651 f Abs. 1 in seinen 
wesentlichen Rechtsfolgen § 635 BGB. Das 
im Gesetzesbeschluß vorgesehene Neben- 
einander von Schadensersatz und Minderung 
ist nämlich ohne Bedeutung, da die Minde- 
rung in die Schadensberechnung eingeht. 
Auch die Möglichkeiten der Wandelung sind 
im Schadensersatz wegen Nichterfüllung 
wirtschaftlich mitenthalteh. Da wegen ver- 
schiedener Mängel auch unterschiedliche Ge- 


währleistungsansprüche nebeneinander gel- 
tend gemacht werden können (vgl. Palandt 
38. Aufl., § 634 Anm. 4), bedarf es der vor- 
gesehenen Verbindung beider Ansprüche 
nicht. 

b) Der in § 651 f Abs. 2 vorgesehene Ersatz- 
anspruch wegen nutzlos aufgewendeter Ur- 
laubszeit ist in dem vorgeschlagenen § 651 c 
Abs. 3 enthalten. 


6. Zu Artikel 1 Nr. 2 (§ 651 g BGB) 

a) § 651 g Abs. 1 wird § 651 c Abs. 4 mit der 
Maßgabe, daß die Eingangsworte in Satz 1 
wie folgt zu fassen sind: „Gewährleistungs- 
ansprüche hat der Reisende . . 

Begründung 

§ 651 c enthält in der vorgeschlagenen Fas- 
sung die vom Werkvertragsrecht abweichen- 
den Gewährleistungsansprüche des Reisen- 
den. Bestimmungen über die Geltendmachung 
dieser Ansprüche gehören daher ebenfalls 
in diesen Zusammenhang. 

Inhaltlich soll § 651 g Abs. 1 unverändert, 
jedoch unter Berücksichtigung der Vorschläge 
auf Streichung der §§ 651 c bis 651 f i. d. F. 
des Gesetzesbeschlusses übernommen wer- 
den. 

b) § 651 g Abs. 2 ist zu streichen. 
Begründung 

Die in § 651 g Abs. 2 Satz 1 vorgesehene 
Verjährungsfrist stimmt mit derjenigen des 
§ 638 Abs. 1 BGB überein. Nach § 638 Abs. 1 
BGB gilt die kurze Verjährungsfrist aber 
nicht, wenn ein Mangel arglistig verschwie- 
gen wurde. Ein Grund für den Wegfall die- 
ser Schutzbestimmung beim Reisevertrag ist 
nicht ersichtlich. 

Nach § 651 g Abs. 1 Satz 2 soll die Verjäh- 
rung am vertraglich bestimmten Endtermin 
der Reise beginnen, während nach § 638 
Abs. 1 Satz 2 die Abnahme, i. V. m. § 646 
BGB die Beendigung der Reise maßgeblich 
ist. Diese geringfügige Abweichung recht- 
fertigt die versehene Sonderregelung nicht. 
Nach § 651 g Abs. 2 Satz 3 ist die Verjäh- 
rung solange gehemmt, bis der Reiseveran- 
stalter die Ansprüche schriftlich zurückweist. 
Die vergleichbare Vorschrift des § 639 Abs. 2 
BGB sieht eine Verjährungshemmung für die 
Zeit vor, in der der Unternehmer den Mangel 
prüft bzw. den Mangel beseitigt, bis er auf 
die Beanstandung weiter reagiert. Eine we- 
sentliche Verbesserung dieser Rechtslage 
durch den Gesetzesbeschluß ist insoweit nicht 
erkennbar. Andererseits bleibt der Gesetzes- 
beschluß hinter dem geltenden Werkve?:- 
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tragsrecht insofern zurück, als eine dem 
§ 639 Abs. 1 BGB entsprechende Regelung 
über die Unterbrechung der Verjährung und 
die Erhaltung der Mängeleinrede fehlt (§ 477 
Abs. 2, 3 und §§ 478, 479 BGB). Ob inso- 
weit angesichts der vorgesehenen Sonder- 
regelung auf die genannten Vorschriften des 
BGB zurückgegriffen werden könnte, ist zu- 
mindest fraglich. 

Die. ausgewogene und bewährte Regelung 
des BGB sollte daher beibehalten werden. 


7. Zu Artikel 1 Nr. 2 (§ 651 h BGB) 

§ 651 h ist zu streichen. 

Begründung 

a) Zu § 651 h Abs. 1 : 

Absatz 1 stellt den Reisenden erheblich 
schlechter als das geltende Recht, weil nach 
BGB und AGB-Qesetz im Gegensatz zu Ab- 
satz 1 Nr. 2 bei grober Fahrlässigkeit und 
erst recht bei Vorsatz von Erfüllungsgehilfen 
eine Haftungsbeschränkung nicht zulässig ist. 

Auch eine summenmäßige Haftungsbegren- 
zung bei leichter Fahrlässigkeit auf den drei- 
fachen Reisepreis, wie sie der Gesetzesbe- 
schluß generell in Absatz 1 Nr. 1 erlaubt, 
ist nach § 9 AGB-G nicht ohne weiteres mög- 
lich. Vielmehr wird nach dieser Bestimmung 
bei der Verletzung von Kardinalpflichten oder 
in krassen Störungsfällen, insbesondere 
■ wenn der Kunde auch für den nutzlos aufge- 
wendeten Urlaub Schadensersatz verlangen 
kann, die vorgesehene summenmäßige Haf- 
tungsbegrenzung auch bei leichter Fahr- 
lässigkeit des Veranstalters oder Leistungs- 
trägers nicht mehr angemessen und daher 
unwirksam sein (vgl. Löwe-von Westphalen- 
Trinkner, AGB-Gesetz, § 9 Anm. 59). Letzt- 
lich dürfte sich die Frage nur im konkreten 
Einzelfall gerecht beantworten lassen, wes- 
halb die ausnahmslose Zulassung einer sum- 
menmäßigen Haftungsbegrenzung im Ge- 
setzbeschluß bei leichter Fahrlässigkeit ver- 
fehlt ist. 

Die vorgesehene Regelung bleibt auch inso- 
weit ganz erheblich hinter dem nach inter- 
nationalen Beförderungsabkommen beste- 
henden Rechtszustand zurück, als z. B. nach 
dem Warschauer Abkommen für den Fall 
der Tötung oder Verletzung des Reisenden 
bis zu 50 000 DM gehaftet werden muß, ein 
Betrag, der in aller Regel wesentlich höher 
ist als der dreifache Reisepreis. 

Die den Reisenden benachteiligende Rege- 
lung des Gesetzesbeschlusses sollte daher er- 
satzlos entfallen und die ausgewogene und 
in jedem Einzelfall eine gerechte Lösung er- 
laubende geltende Rechtslage beibehalten 
werden. 


b) Zu § 651 h Abs. 2: 

Für die in Absatz 2 vorgesehene Benach- 
teiligung des Reisenden gegenüber dem gel- 
tenden Recht besteht kein Bedürfnis. Die be- 
rechtigten Interessen des Reiseveranstalters 
sind bereits dadurch gewahrt, daß bei einem 
anerkennenswerten Interesse hierfür die 
Geltung ausländischen Rechts vereinbart 
werden kann (vgl. § 10 Nr. 8 AGB-G). 


8. Zu Artikel 1 Nr. 2 (§ 651 i BGB) 

In § 651 i sind Absatz 1 und Absatz 2 Satz 1 
wie folgt zu fassen: 

„(1) Der Reisende kann bis zur Beendigung 
der Reise jederzeit den Reisevertrag kündigen. 

(2) Kündigt der Reisende den Vertrag, so 
verliert der Reiseveranstalter den Anspruch auf 
den vereinbarten Reisepreis.'' 

Begründung 

a) Zu Absatz 1 ; 

Dem Reisenden sollte wie nach geltendem 
Recht (§ 649 Satz 1 BGB) die Möglichkeit er- 
halten bleiben, auch während der Reise zu 
kündigen. § 651 i ist gegenüber § 649 BGB 
lex specialis. 

b) Zu Absatz 2 Satz 1 : 

Absatz 2 Satz 1 entspricht inhaltlich dem 
Gesetzesbeschluß, schließt sich aber in der 
Terminologie („kündigen") an Absatz 1 so- 
wie § 649 BGB an. 


9. Zu Artikel 1 Nr. 2 (§ 651 j BGB) 

§ 651 j ist wie folgt zu fassen: 

„§ 651 j 

(1) Wird die Reise infolge bei Vertrags- 
abschluß nicht voraussehbarer höherer Gewalt 
erheblich erschwert, gefährdet oder beeinträch- 
tigt, so können sowohl der Reiseveranstalter als 
auch der Reisende den Vertrag kündigen. § 651 i 
bleibt unberührt. 

(2) Wird der Vertrag nach Absatz 1 gekün- 
digt, so verliert der Reiseveranstalter den An- 
spruch auf den vereinbarten Reisepreis. Er kann 
jedoch für die bereits erbrachten oder zur Be- 
endigung der Reise noch zu erbringenden Reise- 
leistungen eine nach § 471 zu bemessende Ent- 
schädigung verlangen. § 651 c Abs. 2 findet 
mit der Maßgabe entsprechende Anwendung, 
daß die Mehrkosten für die Rückbeförderung 
von den Parteien je zur Hälfte zu tragen sind. 
Im übrigen fallen die Mehrkosten dem Reisen- 
den zur Last." 
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Begründung 

Die vorgeschlagene Neufassung entspricht 
§ 651 j des Gesetzesbeschlusses mit lediglich re- 
daktionellen Abweichungen. Er dient der Klar- 
stellung und Konkretisierung einer sich sonst 
letztlich aus § 242 BGB ergebenden Verpflich- 
tung. 

Die Verweisung in § 651 j Abs. 1 Satz 2 auf 
§ 651 i soll klarstellen, daß beide Bestimmun- 
gen sich gegenseitig nicht ausschließen. 


10. Zu Artikel 1 Nr. 2 (§ 651 k BGB) 

§ 651 k ist zu streichen. 

Begründung 

Die Unabdingbarkeit der für den Reisenden we- 
sentlichen Vorschriften ist in dem vorgeschla- 
genen § 651 a Abs. 1 Satz 2 vorgesehen. 
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